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Lohngleichheit ist kein Geschenk an die Frauen, sondern seit 37 Jahren Verfassungsauftrag! 
Trotzdem erhalten Frauen noch immer nicht den Lohn, der ihnen zusteht. Bei diesem 
tagtäglich begangenen Verfassungsbruch werden Frauen nicht etwa um eine Bagatellsumme 
geprellt, nein –  es handelt sich um einen massiven Lohnbschiss! 
 
Jährlicher Lohnklau an Frauen: 10 Milliarden Franken! 
Eine Spezialauswertung des Büro BASS für die Unia zeigt, dass jede Berufsfrau in ihrem 
Arbeitsleben um volle 303‘000 Franken betrogen wird (Basis: Letzte aktuellen Zahlen zu den 
Durchschnittslöhnen, 2014). Dies aus einem einzigen Grund: Weil sie eine Frau ist. Das 
heisst umgesetzt in Franken: Pro Jahr fehlen jeder arbeitstätigen Frau ganze 7‘000 Franken 
im Portemonnaie, im Monat 590 Franken. Gesamthaft beträgt der Lohnklau an den 
berufstätigen Frauen in der Schweiz jährlich fast 10 Milliarden Franken! Das ist ein Skandal, 
denn für die Frauen bedeutet dies nicht nur weniger Einkommen während des 
Erwerbslebens, sondern auch deutlich weniger Rente im Alter.  
 
Gewerkschaften kämpfen seit Jahren für besseres Gleichstellungsgesetz 
Die Unia begrüsst die Kontrollen im Beschaffungswesen des Bundes: Unternehmen, die 
einen Bundesauftrag erhalten wollen, müssen sich einer Lohnanalyse unterziehen. Die 
Gewerkschafsfrauen haben bereits an ihrem Kongress 2013 gefordert, dieses 
erfolgsversprechende Vorgehen für alle Unternehmen einzuführen und das 
Gleichstellungsgesetz entsprechend zu ändern.  
 
Starke Arbeitgeberlobby im Parlament 
Die vom Ständerat nun vorgelegte Revision des Gleichstellungsgesetzes ist enttäuschend 
und ungenügend – sie wird die Probleme nicht lösen. Sie zeigt, dass die Arbeitgeber massiv 
lobbyiert haben, um weiterhin Lohnkosten auf dem Buckel der Frauen einzusparen. Klar wird 
auch: mit Freiwilligkeit wird die seit Jahrzehnten überfällige Lohngerechtigkeit nicht erreicht. 
Die Debatte im Ständerat und die verabschiedete Mini-Gesetzesänderung haben gezeigt, 
dass der Wille der Arbeitgeber und der bürgerlichen Politiker zu Lohngleichheit schlicht nicht 
da ist.  
 
Mehr Verbindlichkeit zur Umsetzung der Lohngleichheit 
Nach 37 Jahren Freiwilligkeit muss im Gesetz eine klare Verpflichtung der Arbeitgeber 
verankert werden: Es braucht klare Bestimmungen, dass alle Unternehmen ihre Löhne 
regelmässig auf Lohngleichheit überprüfen und die Löhne anpassen müssen, sollte ein 



Betrieb bei den Löhnen diskriminieren. Für säumige Unternehmen müssen hohe bzw. 
abschreckende Bussen eingeführt werden.  
 
Die vom Ständerat beschlossene Vorlage erfüllt diese Anforderungen bei weitem nicht. Die 
willkürliche Abschwächung, dass leidglich Unternehmen mit über 100 Mitarbeitenden (1% 
aller Unternehmen) Lohnüberprüfungen machen müssen ist inakzeptabel. 99% der 
Unternehmen sind also von der Pflicht, den Verfassungsauftrag umzusetzen, weiterhin befreit 
– und eine Gesetzesänderung, die den Verfassungsauftrag bei 99% der Unternehmen nicht 
umsetzt, ist unhaltbar!  
 
Stossend ist ausserdem, dass der Ständerat die Pflicht zur Lohngleichheitsanalyse auf 12 
Jahre beschränken will. Ein Gesetz von dieser Wichtigkeit, darf nicht auf Zeit gelten! Dass 
gerade bei einem Thema, das vornehmlich Frauen betrifft, eine „Sunset-Klausel“ eingeführt 
werden soll, ist ein Hohn und ein Schlag ins Gesicht der Frauen in der Schweiz.  
 
Die Gewerkschaften werden nicht ruhen, bis der Verfassungsartikel für gleiche Rechte für 
Frauen und Männer und die Lohngleichheit umgesetzt sind.  Wir fordern deshalb mit 
Nachdruck den Nationalrat dazu auf, Nägel mit Köpfen zu machen und den Beschluss des 
Ständerates zu korrigieren. Es braucht endlich griffigere Massnahmen! 
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